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Zwecks und zur Wahrnehmung der Aufgaben der Or­
ganisation erforderlichen Vorrechte und Immunitäten 
zu sichern.

(4) Der Generaldirektor kann Verhandlungen über 
die in den Absätzen (2) und (3) bezeichneten Überein­
künfte führen; nach Billigung durch den Koordinie­
rungsausschuß schließt und unterzeichnet er sie im 
Namen der Organisation.

Artikel 13 
Beziehungen zu anderen Organisationen

(1) Die Organisation stellt, wenn sie es für zweck­
mäßig hält, Beziehungen zur Zusammenarbeit mit 
anderen zwischenstaatlichen Organisationen her und 
arbeitet mit ihnen zusammen. Jedes zu diesem Zweck 
mit diesen Organisationen vereinbarte allgemeine Ab­
kommen wird vom Generaldirektor nach Billigung, 
durch den Koordinierungsausschuß geschlossen.

(2) Die Organisation kann für die in ihre Zuständig­
keit fallenden Fragen alle geeigneten Maßnahmen für 
eine Konsultation und Zusammenarbeit mit internatio­
nalen nichtstaatlichen Organisationen und, sofern die 
beteiligten Regierungen zustimmen, mit nationalen 
staatlichen oder mchtstaatlichen Organisationen tref­
fen. Solche Maßnahmen werden vom Generaldirektor 
nach Billigung durch den Koordinierungsausschuß ge­
troffen. *

Artikel 14
Möglichkeiten, Vertragspartei zu werden

(1) Die in Artikel 5 bezeichneten Staaten können 
Vertragspartei dieses Übereinkommens und Mitglied 
der Organisation werden durch

i) Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation 
oder

ii) Unterzeichnung unter Vorbehalt der Ratifikation 
und nachfolgende Hinterlegung der Ratifikations­
urkunde oder

iii) Hinterlegung einer Beitrittsurkunde.

(2) Ungeachtet aller anderen Bestimmungen dieses 
Übereinkommens kann ein Vertragsstaat der Pariser 
Verbandsübereinkunft, der Berner Übereinkunft oder 
beider Übereinkünfte nur dann Vertragspartei dieses 
Übereinkommens werden, wenn er durch Ratifikation 
oder Beitritt gleichzeitig oder vorher Vertragspartei

entweder der Stockholmer Fassung der Pariser Ver­
bandsübereinkunft in ihrer Gesamtheit oder mit der 
in Artikel 20 Absatz (1) Buchstabe b )  Ziffer i) die­
ser Fassung vorgesehenen Einschränkung
oder der Stockholmer Fassung der Berner Über­
einkunft in ihrer Gesamtheit oder mit der in Ar­
tikel 28 Absatz (1) Buchstabe b )  Ziffer i) dieser 
Fassung vorgesehenen Einschränkung

wird oder geworden ist.

(3) Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt.

Artikel 15 
Inkrafttreten des Übereinkommens

(1) Dieses Übereinkommen tritt drei Monate, nach­
dem zehn Mitgliedstaaten des Pariser Verbandes und

sieben Mitgliedstaaten des Berner Verbandes eine 
. der in Artikel 14 Absatz (1) vorgesehenen Handlungen 
vorgenommen haben, in Kraft, wobei ein Staat, der 
Mitglied beider Verbände ist, in beiden Gruppen ge­
zählt wird. Zu diesem Zeitpunkt tritt dieses Überein­
kommen auch für die Staaten in Kraft, die, ohne Mit­
glied eines der beiden Verbände zu sein, drei Monate 
vor diesem Zeitpunkt oder früher eine der in Ar­
tikel 14 Absatz (1) vorgesehenen Handlungen vorge­
nommen haben.

(2) Für jeden anderen Staat tritt dieses Überein­
kommen drei Monate nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem dieser Staat eine der in Artikel 14 Absatz (1) 
vorgesehenen Handlungen vorgenommen hat.

Artikel 16
Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zu­
lässig.

Artikel 17 
Änderungen

(1) Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens 
können von jedem Mitgliedstaat, vom Koordinierungs­
ausschuß oder vom Generaldirektor vorgelegt werden. 
Diese Vorschläge werden vom Generaldirektor minde­
stens sechs Monate, bevor sie in der Konferenz beraten 
werden, den Mitgliedstaaten mitgeteilt.

(2) Jede Änderung wird von der Konferenz beschlos­
sen. Berühren die Änderungen die Rechte und Ver­
pflichtungen der Vertragsstaaten dieses Übereinkom­
mens, die nicht Mitglied eines der Verbände sind, so 
nehmen diese Staaten auch an der Abstimmung teil. 
Über alle anderen Änderungsvorschläge stimmen nur 
die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens ab, die 
Mitglied mindestens eines der Verbände sind. Die Än­
derungen werden mit einfacher Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen beschlossen unter der Voraussetzung, daß 
die Konferenz nur über solche Änderungsvorschläge 
abstimmt, die vorher von der Versammlung des Pariser 
Verbandes und von der Versammlung des Berner 
Verbandes nach den Bestimmungen beschlossen wor­
den sind, die diese Übereinkünfte für die Änderung 
ihrer Verwaltungsvorschriften vorsehen.

(3) Jede Änderung tritt einen Monat nach dem Zeit­
punkt in Kraft, zu dem die schriftlichen Notifikationen 
der verfassungsmäßig zustandegekommenen Annahme 
des Änderungsvorschlags von drei Vierteln der Mit­
gliedstaaten der Organisation, die im Zeitpunkt der 
Beschlußfassung der Konferenz über die Änderung nach 
Absatz (2) stimmberechtigt waren, beim Generaldirek­
tor eingegangen sind. Jede auf diese Weise angenom­
mene Änderung bindet alle Staaten, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Organi­
sation sind oder später Mitglied werden; jedoch bindet 
eine Änderung, die die finanziellen Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten erweitert, nur die Staaten, die die 
Annahme dieser Änderung notifiziert haben.

Artikel 18
Kündigung

(1) Jeder Mitgliedstaat kann dieses Übereinkommen 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifika- 

‘ tion kündigen.


